
Es gibt eine Alternative zum Verzicht
Kommentar von Waldemar Derda

Ohne Vorankündigung, ohne 
Information wurden wir plötzlich 
auf einer Betriebsratssitzung im 
März mit der neuen Betriebs-
vereinbarung konfrontiert. Al-
les musste ganz schnell gehen. 
Die Betriebsräte von „Alternati-
ve“ und „Faire Basis“ haben da-
gegen gestimmt. Zeit für eine 
Debatte gab es nicht. Nicht mal 
die Betriebsversammlung wur-
de abgewartet, um die Meinung 
der Belegschaft zu hören.
Das Betriebsverfassungsge-
setz verpflichtet die Arbeitneh-
mervertreter eigentlich dazu, 
ihr Informationsrecht zu nutzen. 
Wenn die Belegschaft unver-

züglich informiert und in die Ent-
scheidungen einbezogen wird, 
dann kann so auch Unterstützung 
für Mobilisierungen gegen Ver-
schlechterungen erreicht werden.
In diesem konkreten Fall hätte 
der Betriebsrat es zum Beispiel in 
der Hand gehabt, außerordentli-
che Betriebsversammlungen und 
Teilbereichsversammlungen zu 
organisieren. Das hätte geholfen, 
unter den Kollegen gemeinsam 
zu klären, was für, was gegen die 
neue BV spricht. Nebenbei könn-
te so auch der Druck auf den Ar-
beitgeber verstärkt werden.
Für einen solchen Kurs sind wir 
von der „Alternative“ vor zwei 

Jahren bei 
den Be-
triebsrats-
wahlen an-
getreten. Wir haben damals in 
unserem Programm geschrie-
ben: „Wir brauchen eine star-
ke und kämpferische IG Me-
tall und einen Betriebsrat, der 
auf die Belegschaft setzt.“ Wir 
wollen uns weiter dafür stark 
machen, nicht über die Köp-
fe der Kollegen hinweg, son-
dern mit Euch zusammen bei 
Verzicht Gegenwehr zu leis-
ten und unsere Arbeitsplät-
ze und das Werk wirksam zu 
verteidigen.
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Es geht Schlag auf Schlag: 
Am 19. März wurde die neue 
Betriebsvereinbarung zur 
„Arbeitszeitflexibilisierung“ 
unterzeichnet. Die Tinte der 
Unterschriften war kaum tro-
cken, als es bei Montage und 
Fertigung schon zu 5 Absa-
geschichten kam. Und jetzt, 
keine 2 Monate später, wer-
den die Kollegen im Bau 70 
erneut aufgefordert, 4 Tage 
zu Hause zu bleiben!
2009 hatte sich die Betriebs-
ratsmehrheit auf eine Be-
triebsvereinbarung (BV) zum 
E-Motor eingelassen. Für 
dieses Versprechen wurden 
10 Sonder- und Absageschich-
ten ohne Zuschläge abgenickt. 
Nachdem diese BV über Nacht 
gekündigt wurde, unterschrieb 
die BR-Vorsitzende Ute Hass 
fast im Anschluss daran die 
nächste BV, die dem Arbeitge-
ber nicht nur 10, sondern so-

gar 20 Absageschichten ohne 
Zuschläge erlaubt. Und von 
der neuen Möglichkeit macht 
der Arbeitgeber reichlich Ge-
brauch: In kurzer Zeit werden 
den Kollegen jetzt 9 der 20 Ab-
sageschichten aufgedrückt.
Kein Wunder, dass es zu die-
ser Entwicklung kommt: Immer 

weniger Stammbeschäftig-
te, immer mehr Leiharbeit 
und Fremdvergabe, dazu 
die Euro-Krise – und zu al-
ledem das Auslaufen zent-
raler Produkte hier in Mari-
enfelde.
Die neue Betriebsvereinba-
rung ist eine Verzichtsver-
einbarung. Angeblich für 
eine „Verstetigung der Be-
schäftigung“. Aber schon die 
BV von 2009 konnte nicht 
verhindern, dass die Beleg-
schaft von damals knapp 
3.000 auf heute etwa 2.500 
schrumpfte. Oder nehmen 

wir Opel: Dort wurde ein Zu-
geständnis nach dem anderen 
gemacht, trotzdem gingen Tau-
sende Stellen verloren und jetzt 
droht dem Bochumer Werk die 
komplette Schließung.
Darum sagt die „Alternative“: 
Nein zu der neuen BV und zur 
Verzichtspolitik!

Immer mehr Absageschichten

Alternative Metaller bei Daimler Marienfelde
Für die Kolleginnen und Kollegen des Mercedes-Benz-Werk Berlin



Lohn: Die Einkommenserhö-
hung beträgt 4,3 % bei einer Lauf-
zeit von 13 Monaten, beginnend 
am 1. Mai („im Nullmonat Ap-
ril 2012 erfolgt keine Erhöhung“, 
heißt es in der Arbeitgeber-Erklä-
rung). Die 0,4 % Arbeitnehmer-
beitrag, die wir uns für die Alters-
teilzeit jährlich anrechnen lassen 
müssen, sind mit dem Tarifergeb-
nis auch bereits abgegolten. 
Übernahme: Auszubildende 

werden nach bestandener Ab-
schlussprüfung künftig unbefristet 
übernommen – allerdings nur im 
Rahmen des betrieblichen „Be-
darfs“. „Den voraussichtlichen Be-
darf an Auszubildenden bestimmt 
der Arbeitgeber“, so die Verein-
barung. Und weiter: „Vom Grund-
satz der unbefristeten Übernah-
me kann bei personalbedingten 
Gründen sowie bei akuten Be-
schäftigungsproblemen abgewi-
chen werden.“
Leiharbeit: Nach 18 Monaten 

muss der Entleiher prüfen, ob er 
einen unbefristeten Vertrag an-
bieten kann. Nach 24 Monaten ist 
der Unternehmer verpflichtet, den 
Leiharbeiter dauerhaft zu über-
nehmen. Mit den Verbänden der 
Leiharbeitsbranche wurden zu-
dem Zuschläge vereinbart: ab ei-
ner Einsatzzeit von 6 Wochen 15 
%, dann über mehrere Stufen hin-
weg bis zu 50 % nach 9 Monaten.
So weit die nackten Zahlen. 

Wie ist das Ergebnis nun zu be-
werten?
Endlich gibt es real mal wieder 

mehr Lohn. Das ist positiv. Aller-
dings dürfen wir nicht vergessen, 
was in den letzten beiden Tarif-
runden passierte: 2008 (Lauf-
zeit: 18 Monate) wurde die dama-
lige 8-prozentige Lohnforderung 
wegen dem Krisenbeginn kom-
plett fallen gelassen. 2010 (Lauf-
zeit: 23 Monate) wurde dann 
aufgrund der, wie es hieß, unsi-
cheren wirtschaftlichen Lage erst 
gar keine Forderung aufgestellt. 
Damals gab es nur mickrige Er-
höhungen, die nicht mal die Infla-
tion ausglichen. Das Ganze wur-
de uns aber damit verkauft, dass 
wir dann nach der Krise entspre-
chend mehr kriegen müssten. - 
Nicht vergessen sollten wir auch 
die Gewinne 2011: Daimler fuhr 

Was bedeutet der Metall-Tarifabschluss für uns?
einen Rekordprofit von 6 Milliar-
den Euro ein.
Die Vereinbarung zur Übernah-

me wird in der Praxis wenig än-
dern: Sie ist dehnbar wie ein Kau-
gummi.
Bei der Leiharbeit sind wir von 

einer Gleichstellung mit den 
Stammbeschäftigten leider nach 
wie vor weit entfernt. Immerhin 
gab es Verbesserungen – von 
denen werden nur nicht viele 
was haben, weil die Leiharbeiter 
durchschnittlich 6 bis 9 Monate in 
einem Werk sind (aber erst nach 
2 Jahren übernommen werden 
müssen). 
In bestimmten Fällen kann der 

Betriebsrat künftig seine Zustim-
mung zur Einstellung verweigern. 
Alles in allem gab es zwar schon 

deutlich schlechtere Abschlüsse 
– trotzdem stellt das Jahr 2012 
eine verpasste Chance dar. Denn 
eigentlich waren wir am Drücker 
gewesen. Im ersten Halbjahr hat-
ten wir fast parallel die Tarifrun-
den im Öffentlichen Dienst, bei 
Chemie, Telekom, VW, Banken. 
Aufgrund der – noch – vollen Auf-
tragsbücher hätten die Unterneh-
mer Angst vor längeren Streiks 
gehabt. Gleichzeitig haben wir 
unsere Möglichkeiten kaum ge-
nutzt. Obwohl 830.000 Kollegen 

in 3.300 Betrieben, darunter auch 
Leiharbeiter, an den Warnstreiks 
teilnahmen, die Stimmung kämp-
ferisch war, wurde nicht nachge-
legt – wie in den letzten 10 Jahren 
verzichtete die IG-Metall-Führung 
auf die Streikwaffe, die die Unter-
nehmer ganz anders unter Druck 
gesetzt hätte.
Um so wichtiger, dass der Ta-

rifkonflikt unter Vertrauensleu-
ten, auf IGM-Mitglieder- oder 
Delegiertenversammlungen ge-
nau ausgewertet und die nöti-
gen Schlussfolgerungen für die 
Vorbereitung des nächsten Tarif-
kampfs gezogen werden.

Gemeinsam für eine starke IG Metall
Als bei Daimler in Marienfelde fri-
scher Wind aufkam, die „Alternati-
ve“ aktiv wurde und 2010 zu den 
Betriebsratswahlen antrat, gab 
es in der IG Metall den Versuch, 
gegen kritische und kämpferische 
Kollegen vorzugehen. Drei Kan-
didaten der „Alternative“ erhielten 
damals ein Funktionsverbot, das 
noch bis Herbst 2012 gilt.
Gleichzeitig wurde Lutz Berger 
und Hakan 
Göggöz (sie-
he Foto, rechts 
neben Michael 
Rahmel und 
Klaus Abel, 
dem Zweiten 
Bevollmächtig-
ten der IGM) 
damals unter-
sagt, Mitglied 
der Gewerk-

schaft zu werden. Jetzt meinte 
der Erste Bevollmächtigte, Arno 
Hager, dass einer Mitgliedschaft 
nichts im Wege stehen würde. 
Wir hoffen, dass die erneuten 
Anträge von Lutz Berger und Ha-
kan Göggöz auf Mitgliedschaft 
diesmal angenommen werden.
Es wäre ein Skandal, wenn Kol-
legen, die sich als Arbeitnehmer-
vertreter aktiv für die Interessen 

der Kollegen 
einsetzen und 
am 1. Mai 
oder beim 
Warnstreik in 
diesem Jahr 
für eine starke 
IG Metall ein-
getreten sind, 
weiter raus 
gehalten wür-
den.

In die IGM eintreten - 
und verändern!

Bei den Leiharbeitern wird 
derzeit massiv für die IG Me-
tall geworben. Die „Alterna-
tive“ sagt: Es ist sehr gut, 
wenn nicht nur die Stamm-
beschäftigten, sondern auch 
viele Leiharbeiter in die Ge-
werkschaft eintreten. Das 
Mitgliedsbuch allein ist aber 
nicht genug. Damit wir mehr 
erreichen, brauchen wir auch 
einen kämpferischen Kurs. 
Dafür sollten wir uns in der IG 
Metall einsetzen.



Vor kurzem gab es für die Kol-
legen vom Bau 78 ein allgemei-
nes Rauchverbot. Keine Angst: 
Es ging nicht darum, dass je-
mand in der Halle rauchen wollte. 
Nein, vor der Halle, da wo man 
seit Jahr und Tag in den Pausen 
an seiner Kippe zieht, hieß es 
plötzlich: Nix da! Das hatte der 
E4er verkündet. Herr Zimmer-
mann, woher nehmen Sie sich 
denn das Recht heraus, so was 
für alle zu verbieten? Und vor al-
lem: Wo soll denn dann geraucht 
werden?

Im Bau 70 gibt es Ärger: Bei 
der Gruppe 1, am Arbeitsplatz 
2, ist das Belüftungsrohr de fac-
to nutzlos. Diese Feststellung ist 
auch nicht ganz neu. Darauf ist 
man schon vor einiger Zeit ge-
kommen, dass dort zu wenig Luft 
kommt. Sogar ein entsprechen-
der Auftrag soll bereits geschrie-
ben worden sein. Aber geändert 
hat sich seitdem nichts. Das ist, 
wenn es um die Arbeitsplätze 
geht, fast immer so, alles dauert 
eine Ewigkeit.
Die Belüftungsanlage vom Bau 

70 fällt immer wieder mal kom-
plett oder teilweise aus. Wie in 

Die „Alternative“- 
Betriebsräte sind je-
derzeit für Euch da:

Waldemar Derda:
0151 – 58 61 68 06
Fehmiye Utku:
0160 – 86 07 997
Hakan Göggöz:
0160 – 86 78 086

Bei den Büros auf der Südost-
Seite knallt die Sonne jetzt im 
Sommer heftig rein. Obwohl die 
dortigen Angestellten es schon 
mit fast 30 Grad zu tun hatten, 
gibt es keinen Wasserspender. 
Leider haben die Beschäftigten 
auch keine für Sonnenschutz ge-
eigneten Jalousien. Sieht so die 
Arbeit in einem Büro von Daim-
ler aus? Bei einer Hitze wie im 
Treibhaus kann man ja nicht viel 
hinkriegen. Hier besteht dringen-
der Handlungsbedarf.

aus den Bereichen

Arbeit wie im Treib-
haus ...

Rauchverbot?

Die Luft wird knapp

der letzten Woche wieder - die 
Belüftung der Westseite im Mon-
tagebereich war ausgefallen, da-
raufhin wurden die Dachfenster 
geöffnet, der FFK vom Fertig-
band, „König der Halle“, hat die 
Kolleginnen und Kollegen der 
Gruppe R 3 angekläfft: „Wer hat 
denn die Fenster schon wieder 
geöffnet? Ich habe die schon 3 
mal zu gemacht!“
Das kann so nicht länger hin-

genommen werden. Es wurden 
an dem Arbeitsplatz kürzlich ja 
schon mal 29, 6 Grad gemessen 
… Soll dort erst ein Kollege ei-
nen Hitzekollaps kriegen und zu-
sammenklappen?

Lutz Berger

?
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„Darf ich mich während der Arbeit hinsetzen?“

Ja. Niemand, auch keine Führungskraft, darf es einem verwehren sich hinzusetzen.
 
Selbst wenn man einen taktgebundenen Montagearbeitsplatz hat, darf man sich hinsetzen und ver-
schnaufen. Denn gerade ein Wechsel zwischen Stehen, Sitzen und Gehen ist nach arbeitswissen-
schaftlichen Erkenntnissen empfehlenswert.
Das Ziel einer ergonomischen Arbeitsgestaltung, laut Länderausschuss für Arbeitsschutz und Sicher-
heitstechnik, ist es, einen gelegenlichen Wechsel zwischen Sitzen, Stehen und Gehen zu ermöglichen, 
wobei der Mitarbeiter hier die Möglichkeit haben sollte, frei wechseln zu können.

Umkleidezeit - Arbeitskleidung

Ick hab‘ da mal 'ne Frage?!

Die Umkleidezeit stellt im techni-
schen Bereich ein „fremdes Be-
dürfnis“ dar und ist somit unserer 
Meinung nach Arbeit im Sinne 

von § 87, Absatz 1 Betriebsver-
fassungsgesetz (sprich nach 
dem zwingenden Mitbestim-
mungsrecht des BR in sozialen 
Fragen).
Das „fremde Bedürfnis“ ergibt 
sich im Folgenden aus:
• der Verschmutzung, die über 

dem häuslichen und Freizeit-
bereich liegt,

• der Offenlegung des Arbeit-
gebers beziehungsweise der 
Branche gegenüber Dritten,

• den BG- und Arbeitsschutz-
vorschriften.

Zwingendes Mitbestimmungs-
recht bedeutet, dass in allen 
Fragen, in denen das Gesetz ein 
Mitbestimmungsrecht ausdrück-

Interesse an 
der 

„Alternative”?

Wir treffen uns alle zwei 
Wochen. Jeder Interes-
sierte, jeder Mitstreiter 
ist willkommen! Einfach 
bei den „Alternative”-Be-
triebsräten nachfragen. 
Für Telefon-Nummern 
siehe Seite 3.

Mehrarbeit wegen Flexkon-
ten? Gleiche Rechte für alle!
Über 200 Kollegen haben im Mai 
folgenden Antrag an den Be-
triebsrat gestellt:
„Der Betriebsrat fordert den Vor-
stand auf, den Kollegen, die we-
gen der Flexkonten-Regelung 
Mehrarbeit geleistet haben, die 
entsprechenden Stunden gut zu 
schreiben.“
Hoffentlich wird diese Betriebs-
ratssitzung bald durchgeführt-  
am Besten unter Zuladung von 
mehreren Kollegen. Denn diese 
Angelegenheit darf nicht unter 

den Tisch fallen; sie brennt vie-
len auf den Nägeln.

lich vorsieht, bei fehlender Eini-
gung zwischen Arbeitgeber und 
BR der Spruch der Einigungs-
stelle die Einigung der Betriebs-
parteien ersetzt.
In der letzten Betriebsversamm-
lung am 21. März berichtete 
hierzu bereits Kollege Matthias 
Bender. Hierzu haben wir eine 
Betriebsvereinbarung entworfen 
und stellten am 13. und 30. April 
an Ute Hass und Michael Rah-
mel je einen Antrag, das Thema 
und den Entwurf in die Tages-
ordnung der jeweils kommenden 
BR-Sitzung aufzunehmen. Die-
ser Antrag wurde bis heute nicht 
in dessen Tagesordnung aufge-
nommen.Matthias Bender

Werner Buczek

Die „Alternative“ wünscht allen KollegInnen einen schönen und erholsamen Urlaub!


